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Antrag im Rahmen der 
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Antragsteller 
Fraktion Freie Bürger 
 
 
Betr.:  
Einsparmöglichkeiten durch interkommunale Zusammenarbeit bei Beschaffungen und kommunalen Leistun-
gen 
 
 
 
Antragstext: 
 
 
Bei der knappen Kassenlage sollte es im übrigen auch kein Tabu sein, mögliche Spareffekte, die sich durch 
eine gemeinsame Erstellung kommunaler Leistungen erzielen lassen könnten, einmal kritisch zu hinterfra-
gen. Als Beispiel sei nur die Beschaffungsorganisation angeführt, die bei entsprechender strategischer Aus-
richtung doch ein merkliches Einsparvolumen in sich birgt. Ich erlaube mir in diesem Zusammenhang auf die 
‘Westdeutsche Einkaufskoordinationsgesellschaft (WestEK) hinzuweisen, eine hundertprozentige Tochter 
der Westdeutschen Landesbank, die seit April letzten Jahres einen internetbasierten Marktplatz, den 
WestLB-Marketplace, betreibt. Die Teilnahme eröffnet sämtlichen Mitgliedern ein erhebliches Einsparpoten-
tial und forciert langfristige Geschäftsbeziehungen. Es bietet zugleich vielfältige Potentiale zur Optimierung 
des gesamten Beschaffungsprozesses. Darüber hinaus bietet auch eine interkommunale Zusammenarbeit 
Möglichkeiten, die Wirtschaftlichkeit der kommunalen Leistungserstellung zu verbessern und Einsparpotenti-
ale zu erzielen. Dies bietet sich insbesondere bei der Pflege und Wartung öffentlicher Infrastruktur, z. B. 
gemeinsamer Baubetriebshof zweier benachbarter Kommunen, an. Zu prüfen wäre in diesem Zusammen-
hang auch, ob nicht auch im feuerwehrtechnischen Bereich eine Zusammenfassung der z. T. hochspeziali-
sierten Gerätenutzung erfolgen könnte. Bei den immensen Summen beispielsweise für ein neues Drehleiter-
fahrzeug drängen sich solche Gedanken zwangsläufig auf.  
 
Ich beantrage daher auch dieses Thema im zuständigen Fachausschuss aufzugreifen und einmal 
grundsätzlich zu beraten.  
 
 
 
 


